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Vereinbarkeit von Tariftreueklauseln mit Gemeinschaftsrecht 
„Rüffert“-Entscheidung des EuGH (Rs. C-346/06) 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) entschied mit Urteil vom 3. April 
2008 (Rüffert / Land Niedersachsen), dass das Gemeinschaftsrecht Regelungen entgegensteht, 
mit denen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sog. Tariftreueklauseln gefordert werden. Sie 
sind nach Ansicht des Gerichtshofs nicht mit der Arbeitnehmerentsende-Richtlinie vereinbar, die 
im Lichte der Dienstleistungsfreiheit des Art. 49 EG-Vertrag auszulegen ist. Eine Rechtfertigung 
derartiger Klauseln aus Gründen des Arbeitnehmerschutzes kommt für den EuGH im vorliegen-
den Fall nicht in Betracht. Tariftreueklauseln sind in einer Vielzahl von Landesvergabegesetzen 
vorgesehen. 

Rechtlicher Rahmen 

Mit der Arbeitnehmerentsende-Richtlinie (Ent-
senderichtlinie) aus dem Jahr 1996 wurden die 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für in 
andere Mitgliedstaaten entsandte Arbeitnehmer 
EU-weit einheitlich geregelt. Damit sollte der freie 
Personen- und Dienstleistungsverkehr gewähr-
leistet und Sozialdumping vermieden werden. 
Mitgliedstaatliche Regelungen, die dem Schutz 
der Arbeitnehmer dienen, sollten nur dann auf 
entsandte Arbeitnehmer anwendbar sein, wenn 
diese in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
festgelegt oder in für allgemeinverbindlich erklär-
ten Tarifverträgen enthalten sind. Gleichzeitig 
wurde bestimmt, dass die Anwendung von Be-
schäftigungs- und Arbeitsbedingungen möglich 
ist, die für Arbeitnehmer günstiger sind. 

Das zur Umsetzung der Entsenderichtlinie in 
Deutschland ergangene Arbeitnehmerentsende-
Gesetz bestimmt, dass Tarifverträge des Bau-
gewerbes nur dann auf Arbeitsverhältnisse zwi-
schen ausländischen Arbeitgebern und den in 
Deutschland beschäftigten Arbeitnehmern anzu-
wenden sind, wenn sie durch das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales für allgemeinver-
bindlich erklärt worden sind. So sind z. B. ein 
Tarifvertrag zur Regelung der Mindestlöhne so-
wie der Bundesrahmentarifvertrag für das Bau-
gewerbe auch für ausländische Arbeitnehmer 
gültig.

Sachverhalt 
Das Vergabegesetz des Landes Niedersachsen 
sieht vor, dass bestimmte öffentliche Aufträge 
nur an Unternehmen vergeben werden dürfen, 

die das in Tarifverträgen vereinbarte Arbeitsent-
gelt zahlen und sich dazu schriftlich verpflichten 
(Tariftreueklausel); bei der Ausführung bestimm-
ter Leistungen durch Subunternehmer sind diese 
ebenfalls an den Tariflohn gebunden. Unterneh-
men, die diese Verpflichtungen nicht eingehen, 
sind vom Vergabeverfahren auszuschließen. 
Verstöße gegen die Tarifbindung werden mit 
Vertragsstrafen sanktioniert. Der niedersächsi-
sche Tarifvertrag im Baugewerbe wurde nicht für 
allgemeinverbindlich erklärt. Der in diesem Tarif-
vertrag festgelegte Lohn liegt deutlich über dem 
nach dem Arbeitnehmerentsende-Gesetz für 
allgemeinverbindlich erklärten Mindestlohn. 
Im Vergabeverfahren für den Rohbau eines Ge-
fängnisses in Niedersachsen hatte ein Unter-
nehmer den Zuschlag erhalten, der sich vertrag-
lich zur Einhaltung der geltenden Tarifverträge 
verpflichtet hatte. Ein von ihm eingesetzter polni-
scher Subunternehmer stand unter Verdacht, 
einigen auf der Baustelle arbeitenden Arbeit-
nehmern weniger als 50% des Mindestlohns zu 
zahlen. Der Vertrag wurde gekündigt, der bereits 
entstandene Werklohnanspruch mit der Ver-
tragsstrafe aufgerechnet. Der Unternehmer klag-
te gegen die Vertragsstrafe. Das Oberlandesge-
richt (OLG) Celle legte dem EuGH die Frage vor, 
ob nicht die im EG-Vertrag gewährleistete 
Dienstleistungsfreiheit dem Landesvergabege-
setz entgegenstehe. Das Gericht war der An-
sicht, dass die Rechtsvorschriften des Vergabe-
gesetzes in erster Linie dem Schutz deutscher 
Bauunternehmer vor Konkurrenz aus dem Aus-
land dienen sollten. Das könne eine Beschrän-
kung der Dienstleistungsfreiheit nicht rechtferti-
gen.
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Entscheidung des EuGH vom 3. April 2008, 
Rs. C-346/06 

Der EuGH entschied, dass die Entsenderichtlinie 
den Tariftreueklauseln bei der Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen entgegensteht. 

Damit stellte sich der EuGH – was selten ist – 
gegen die Ansicht von Generalanwalt Bot. Dieser 
hatte in seinen Schlussanträgen plädiert: Das 
Gemeinschaftsrecht könne so ausgelegt werden, 
dass die Vergabevorschriften hiermit in Einklang 
stünden. Seines Erachtens erlaube die Entsen-
derichtlinie grundsätzlich einen verstärkten nati-
onalen Schutz der Arbeitnehmer, da auch die 
Anwendung von Beschäftigungs- und Arbeitsbe-
dingungen möglich sei, die für die Arbeitnehmer 
günstiger sind. Die Dienstleistungsfreiheit stünde 
den vorgelegten Regelungen ebenfalls nicht 
entgegen. Eine Beschränkung dieser Grundfrei-
heit sei durch den Schutz der Arbeitnehmer als 
zwingendes Erfordernis des Allgemeininteresses 
gerechtfertigt. Im Ergebnis waren auch sieben 
Mitgliedstaaten der EU, u. a. Dänemark, Öster-
reich und Finnland, die in dem Verfahren Stel-
lung genommen hatten, dieser Ansicht. Die deut-
sche Bundesregierung hatte insbesondere vor-
getragen, dass die finanzielle Stabilität der sozia-
len Sicherungssysteme gesichert werden müsse; 
deren Leistungsfähigkeit hinge vom Lohnniveau 
der Arbeitnehmer ab. 

Polen und Frankreich wandten sich gegen die 
niedersächsische Tariftreueklausel; gleiches gilt 
für die Kommission. Die polnische Regierung 
trug vor, die Entsenderichtlinie könne es nicht 
rechtfertigen, wenn bei der Ausführung öffentli-
cher Aufträge ein Tariflohn gezahlt werden müs-
se, der über dem im Arbeitnehmerentsende-
Gesetz festgelegten Mindestlohn liege. 

Der Gerichtshof begründet seine Entscheidung 
damit, dass die Entsenderichtlinie nur dann die 
Möglichkeit eines mitgliedstaatlichen Mindest-
lohns vorsieht, soweit dieser durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften festgelegt oder in einem 
für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag 
enthalten ist. Da weder das Niedersächsische 
Vergabegesetz Mindestlöhne festlegt, noch der 
für das niedersächsische Baugewerbe geltende 
Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklärt wur-
de, stehe die Entsenderichtlinie den Tariftreue-
klauseln entgegen. Der Tarifvertrag könne auch 
nicht als zulässige günstigere Beschäftigungs- 
und Arbeitsbedingung für die Arbeitnehmer an-
gesehen werden. Denn die Entsenderichtlinie 
sehe ein bestimmtes Schutzniveau vor, das von 
den Mitgliedstaaten für entsandte Arbeitnehmer 
aus dem Ausland verlangt werden könne. Könn-
te in den Mitgliedstaaten auch ein höheres 
Schutzniveau gefordert werden, liefe das der 
Wirksamkeit der Richtlinie zuwider, die die Har-
monisierung der Arbeitsbedingungen von Arbeit-
nehmern bezweckt. Es stehe den ausländischen 
Unternehmen frei, in dem Mitgliedstaat einem 

Tarifvertrag mit höheren Löhnen beizutreten, in 
den sie ihre Arbeitnehmer entsenden. 

Nichts anderes ergibt nach Auffassung des Ge-
richtshofs die Auslegung der Entsenderichtlinie 
im Lichte der Dienstleistungsfreiheit des Art. 49 
EG-Vertrag. Werde durch das Niedersächsische 
Vergabegesetz ausländischen Unternehmen 
eine zusätzliche wirtschaftliche Belastung aufer-
legt, weil in anderen Mitgliedstaaten die Mindest-
löhne niedriger sind, so bedeute dies eine Be-
schränkung der Dienstleistungsfreiheit. Das Er-
fordernis der Tariftreue könne auch nicht durch 
das Ziel des Arbeitnehmerschutzes gerechtfertigt 
werden. Es sei nicht ersichtlich, weshalb Arbeit-
nehmer eines solchen Schutzes nur im Rahmen 
öffentlicher Bauaufträge bedürften, nicht jedoch 
bei der Vergabe privater Aufträge. Ausreichend 
sei der Mindestlohn im Baugewerbe, der sich in 
Deutschland aus dem Arbeitnehmerentsen-
de-Gesetz ergebe. Aus den gleichen Gründen 
könne auch nicht die Koalitions- und Tarifver-
tragsfreiheit als Rechtfertigungsgrund herange-
zogen werden. Der Aspekt der finanziellen Stabi-
lität der sozialen Sicherungssysteme wird zwar 
vom EuGH als möglicher zwingender Grund des 
Allgemeininteresses anerkannt. Es sei jedoch 
nicht zu erkennen, weshalb die Vorschriften des 
Niedersächsischen Vergabegesetzes erforderlich 
seien, um eine erhebliche Gefährdung des finan-
ziellen Gleichgewichts der Sozialversicherungs-
systeme abzuwenden. 

Konsequenzen der Entscheidung 

Die Entscheidung des EuGH folgt einer Recht-
sprechungslinie, die die Verwirklichung des Bin-
nenmarktziels im Verhältnis zum Schutz der 
Arbeitnehmerrechte in den Vordergrund rückt. 
Bereits in dem Verfahren Laval un partneri
(Rs. C-341/05) aus dem Jahr 2007 erörterte der 
Gerichtshof die Zulässigkeit von Blockaden von 
Baustellen ausländischer Unternehmen durch 
Gewerkschaften. Er kam zu dem Ergebnis, dass 
gewerkschaftliche Maßnahmen, mit denen aus-
ländische Arbeitgeber gezwungen werden sollen, 
einem Tarifvertrag beizutreten, eine Beschrän-
kung der Dienstleistungsfreiheit darstellten. Ähn-
lich entschied der EuGH in der Sache Viking 
Line (Rs. C-438/05), in der es um die „Umflag-
gung“ eines Schiffes ging. Auch hier erkannte 
der EuGH in gewerkschaftlichen Protesten, mit 
denen die Umflaggung verhindert und die Unter-
zeichnung eines Tarifvertrags erzwungen wer-
den sollte, eine Beschränkung der Niederlas-
sungsfreiheit. Zwar könnte der Arbeitnehmer-
schutz dies rechtfertigen, die Prüfung obliege 
jedoch den mitgliedstaatlichen Gerichten. 

Aus der Rüffert-Entscheidung des EuGH ergibt 
sich nun, dass bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge nur die Einhaltung der nationalen Mindest-
standards berücksichtigt werden darf. Ein allein 
am jeweiligen Auftragsort geltender Tarifvertrag, 
der zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberver-
bänden geschlossen worden ist, ist nicht berück-
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sichtigungsfähig. Eine Verpflichtung zur Tarif-
treue bei der Erfüllung öffentlicher Aufträge hätte 
zur Folge, dass Bauunternehmen aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten ihren Arbeitslohn dem Tarif-
niveau anpassen müssten, das am Ort der Auf-
tragsausführung in Deutschland gilt. Hierdurch 
verlieren ausländische Unternehmen ihren Wett-
bewerbsvorteil, den sie aufgrund niedrigerer 
Lohnkosten hätten. Das Niedersächsische Ver-
gabegesetz wollte verhindern, dass durch aus-
ländische Billiganbieter „Wettbewerbsverzerrun-
gen“ eintreten. Nach Ansicht des EuGH ist je-
doch gerade dieser Wettbewerbsvorteil ein Ele-
ment der Grundfreiheiten, die der Verwirklichung 
des Binnenmarktes dienen. Nationale Interes-
sen, die u.a. durch hohe Sozialstandards ge-
schützt werden sollen, können nur im Rahmen 
der Entsenderichtlinie durchgesetzt werden. Eine 
selektive Bevorzugung von Unternehmen mit 
höheren tariflichen Standards bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge ist gemeinschaftsrechtswid-
rig.

Auf nationaler Ebene waren Tariftreueklauseln 
bereits vor dem Urteil des EuGH Gegenstand 
eines Verfahrens vor dem Bundesverfassungs-
gericht. 2006 hatte das oberste deutsche Gericht 
festgestellt, dass solche Klauseln – gemessen 
am Maßstab der Grundrechte des Grundgeset-
zes – mit der Verfassung vereinbar seien: Rege-
lungen des Berliner Vergabegesetzes, die mit 
denen aus Niedersachsen vergleichbar waren, 
blieben verfassungsrechtlich unbeanstandet. Der 
Schutz der Arbeitnehmer, die damit einherge-
hende Stabilisierung der sozialen Sicherungs-
systeme und die Unterstützung der Ordnungs-

funktion des Tarifrechts rechtfertigten nach An-
sicht des Bundesverfassungsgerichts die Be-
schränkung der Berufsfreiheit und des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes des Grundgesetzes. 

Aus dem Grundsatz des Vorrangs des Gemein-
schaftsrechts folgt nun, dass solche Regelungen, 
die denen des niedersächsischen Vergabege-
setzes gleichen, unangewendet bleiben müssen. 
Hieran ändert auch die im Ergebnis andere Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts 
nichts. 

Nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz kön-
nen Tarifverträge einseitig durch das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales für allgemein-
verbindlich erklärt werden. Die Zustimmung von 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden ist 
nicht erforderlich. Aus ersten Reaktionen auf das 
Urteil des EuGH geht hervor, dass pro und cont-
ra von staatlichen Mindestlöhnen in Deutschland 
erneut kontrovers diskutiert werden wird. So 
gehen Mitglieder der SPE-Fraktion des Europäi-
schen Parlaments davon aus, dass eine Konse-
quenz des Urteils die Einführung von gesetzli-
chen Mindestlöhnen in Deutschland sein müsse. 
Politiker der EVP-ED-Fraktion hingegen betonen 
die Bedeutung eines freien Dienstleistungsver-
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten. Der Europä-
ische Gewerkschaftsbund (ETUC) hält das Urteil 
des EuGH für fragwürdig; es enthalte eine Einla-
dung zum Sozialdumping. 

Es ist zu erwarten, dass auch weitere Überle-
gungen europarechtlich zu überprüfen sein wer-
den, wonach die Vergabe öffentlicher Aufträge 
an soziale Standards gekoppelt werden soll. 
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